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Inhaltsverzeichnis Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

die Weltbank hat als Vision für ihre Arbeit eine Welt ohne Armut verkündet. In unserer Arbeit 
begegnet uns die Weltbank jedoch immer wieder als Organisation, die mit den von ihr geförderten 
Projekten und Politikberatung Menschenrechtsverletzungen verursacht, Armut vergrößert und 
der Umwelt Schaden zufügt. 

In dieser Ausgabe nehmen wir die Rolle der Weltbank insgesamt genauer in den Blick. Wie hält 
es die Bank prinzipiell mit den Menschenrechten? Was sind die Rezepte und Instrumente der 
Weltbank zur Erreichung ihres erklärten Ziels der Armutsbekämpfung und wie sind diese zu be-
werten? Welche Rolle sieht sie speziell für den landwirtschaftlichen Bereich, der zentral für die 
Verwirklichung des Menschenrechts auf Nahrung ist? Und welche Rolle spielt Deutschland in 
der Weltbankpolitik? Die Bilanz unserer Autorinnen und Autoren ist im Wesentlichen negativ.
Es stellt sich daher die Frage, auf welchem Wege diese Missstände abgestellt werden können.
Ist die Bank reformierbar? Hierzu haben wir Gerold Kier und Daniela Settlon zum Streit eingeladen. 

Des Weiteren stellen wir Ihnen in dieser Ausgabe Flavio Valente, den neuen Generalsekretär 
von FIAN-International, vor. Auch bei FIAN-Deutschland gibt es personelle Veränderungen.
Wir können Roman Herre und Verena Albert als neue Mitarbeiter begrüßen, und auf der Jahres-
versammlung stehen Neuwahlen zum Vorstand an. Alle Interessierten sind herzlich zur Kandi-
datur eingeladen.

Wir wünschen eine spannende Lektüre mit diesen und den vielen anderen Artikeln über die
FIAN-Arbeit und freuen uns wie immer über Ihre Kommentare.

Wolfgang Sterk
Vorstandsmitglied FIAN-Deutschland
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Über die FotografInnen 

Die in dieser Ausgabe verwendeten Fotos von Jesko Eisgruber und Henriette Neef sind Teil einer 
Ausstellung über Landlose in Brasilien, die kürzlich in Zusammenarbeit mit der FIAN-Gruppe 
Berlin in Berlin gezeigt wurde.
Jesko Eisgruber studiert Politikwissenschaften und lebte und arbeitete für längere Zeit in Ecua-
dor, Bolivien und Brasilien. Henriette Neef studiert Geographie und hielt sich immer wieder für 
längere Zeit in Brasilien auf.
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„Eine andere Welt ist möglich“ – so lautete 
erneut das Motto des siebten Weltsozialforums, 
das vom 20. bis 25. Januar 2007 in Nairobi 
stattfand – zum ersten Mal in Afrika. Die Pro-
bleme der Armen dieses Kontinents spiegelten 
sich deutlich im Programm wieder. Landrechte, 
Ernährungssicherheit, HIV/AIDS und das Recht 
auf Wasser waren zentrale Themen. Erstmals 
stand auch die neoliberale Handelspolitik der 
Europäischen Union (EU) im Zentrum der Kri-
tik der TeilnehmerInnen. Besonders kritisiert 
wurden die so genannten partnerschaftlichen 
Wirtschaftsabkommen (Economic Partnership 
Agreements, EPA), die bis Ende 2007 mit Ent-
wicklungsländern in Afrika, der Karibik und 
dem pazifischen Raum abgeschlossen werden 
sollen. Durch sie versucht die EU bilateral Li-
beralisierung in den Sektoren Investitionen, 
Dienstleistungen und öffentliches Beschaf-
fungswesen durchzusetzen. Sie erzwingt die 
Abkommen, indem sie sie zur Bedingung für 
weitere Finanzhilfen aus dem 10. Europäischen 
Entwicklungsfonds macht. 

Aufwertung für Menschenrechte

Erstmals hat auf einem Weltsozialforum ein Bünd-
nis von Menschenrechtsorganisationen, zu dem 
auch FIAN gehört, einen eigenen Veranstaltungs-
ort zugewiesen bekommen. Damit wurde die Dis-
kussion menschenrechtlicher Themen auf dem
Forum aufgewertet. Im Vordergrund standen die 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Men-
schenrechte. Landvertreibung, das Recht auf 
Wohnung, Nahrung und Wasser wurden intensiv 
diskutiert.

FIAN initiiert Afrikanetz zum Recht
auf Nahrung

Dieser Rahmen war bestens geeignet für die Auf-
taktveranstaltung zum afrikaweiten Netzwerk zum
Recht auf Nahrung, das FIAN-International gemein-
sam mit Brot für die Welt initiierte. Das Vorha-
ben stieß auf großes Interesse bei Organisationen 
fast aller afrikanischen Länder. Rund 80 Organisa-
tionen aus 30 Ländern trugen sich auf die Adress-
listen ein. FIAN-International plant als nächste 
Schritte einen Informationsbrief und ein zweites 
Treffen im Juli dieses Jahres in Burkina Faso.

Agrarreformkampagne mit Schwerpunkt Afrika

Gemeinsam mit La Via Campesina nutzte FIAN-
International das Weltsozialforum auch als Platt-

Gertrud Falk

Eine andere Welt ist möglich
FIAN auf dem 7. Weltsozialforum in Nairobi

form für die Ausrichtung der Agrarreformkam-
pagne auf Afrika. Das Forum bot vielfältige Mög-
lichkeiten zu Kontaktaufnahme und Erfahrungs-
austausch mit potenziellen Partnerorganisatio-
nen. Im Vordergrund sollen zunächst die Fall-
arbeit und damit verknüpfte Recherchereisen 
stehen.

Erste Begegnung kolumbianischer und kenia-
nischer BlumenarbeiterInnen

In den Tagen vor dem Weltsozialforum gelang 
FIAN-Deutschland gemeinsam mit dem DGB-
Bildungswerk ein bisher einzigartiges Projekt: 
Begegnung und Erfahrungsaustausch kolumbi-
anischer und kenianischer BlumenarbeiterInnen 
und GewerkschafterInnen. Auf Einladung des 
DGB-Bildungswerks waren Orlando Romero und 
Jose Antonio Mora als Vertreter der kolumbia-
nischen Gewerkschaft Untraflores nach Nairobi 
gekommen. Auf dem Programm standen der Be-
such einer Blumenfarm des Flower Label Program 
(FLP), ein Workshop mit Betriebsräten zweier 
Blumenfarmen, die Teilnahme an einer Verhand-
lung beim Arbeitsgericht, ein Gespräch mit dem 
Verband der kenianischen Blumenproduzenten 
sowie der Besuch zweier Arbeiterinnen in ihren 
Wohnungen. Das Resümee der Kolumbianer fiel 
gemischt aus. Beeindruckt zeigten sie sich von 
Betriebswohnungen, -kindergarten und -schule 
der FLP-Farm. Ihre Kritik erntete die keniani-

A K T U E L L

sche Gewerkschaft der PlantagenarbeiterInnen 
(KPAWU). „Die gewerkschaftlichen Strukturen 
sind undemokratisch, da die Mitglieder nur ihre 
Vertreter auf regionaler Ebene wählen, diese Wahl
aber nicht immer vom Präsidenten akzeptiert 
wird“, erläutert Orlando Romero. Außerdem set-
ze sie sich nicht genug für die Interessen ihrer 
Mitglieder ein. „Die ArbeiterInnen sollten eine 
unabhängige Gewerkschaft gründen, wie wir das 
in Kolumbien getan haben.“ Ihre kenianischen 
KollegInnen rieten ihnen im Gegenzug dazu, die 
Internationale Arbeitsorganisation stärker in 
ihre Arbeit einzubinden.

Blumenkampagne auf dem Weltsozialforum

Auf zwei Veranstaltungen des DGB-Bildungs-
werks und FIANs während des Forums wurden 
Arbeiterrechte und der Nutzen von Gütesiegeln 
für BlumenarbeiterInnen von TeilnehmerInnen 
aus der ganzen Welt lebhaft diskutiert. Die Zer-
tifizierung dieser Industrie wurde dabei auf-
grund der langfristigen Umweltschädigungen 
auch komplett in Frage gestellt. Bei der Siegel-
diskussion überzeugte FLP das Publikum vor 
allem durch seine Nähe zu den ArbeiterInnen 
und seinen klaren Fokus auf die Stärkung ihrer 
Verhandlungsmacht. 

Die Autorin ist Referentin der Blumenkampagne bei
FIAN-Deutschland

Sofia Monsalve von FIAN-International auf einer Veranstaltung zur Agrarreformkampagne für Afrika.
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Uwe Hoering

Weltbank – Kämpfer gegen die Armut?

Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung lebt von weni-
ger als zwei US-Dollar am Tag. Eine erschreckende Zahl.
Aber auch eine abstrakte Zahl. Wer sind diese weit mehr als 
drei Milliarden Menschen? Viele von ihnen sind arbeitslos, 
Tagelöhner, Jugendliche und alleinstehende Mütter, Alte, 
Kranke. Doch die weitaus meisten haben als Handwerker 
oder Kleinbäuerin, mit einem Kiosk, dem Straßenverkauf 
von Lebensmitteln, mit einfallsreichen und notwendigen 
Dienstleistungen aller Art ihr wirtschaftliches Auskommen –
unsicher, informell oder prekär, wie man heute sagt, aber 
produktiv und integriert in vielfältige Wirtschaftskreisläufe. 
Sie alle sind die Zielgruppe der Weltbank, wenn man deren 
Rhetorik glaubt.

„Unser Traum – eine Welt ohne Armut“, verkündet die Weltbank. 
Und seit sich die Staatschefs der Welt bemüßigt sahen, im Jahr 

2000 die UN-Millenniums-Entwicklungs-
ziele auszurufen, weil die Zahl der Armen 
partout nicht zurückgehen wollte, führt 
die Bank die „Orientierung auf die Ar-
men“ noch stärker als zuvor im Titel ihrer 
Politik und Programme. Ein Beispiel sind 
die Armutsbekämpfungsstrategien (Po-
verty Reduction Strategie Papers, PRSP), 
die Gelder aus dem Schuldenerlass in 
Maßnahmen zur Armutsminderung, also 
etwa in Bildungs-, Gesundheits- und Be-
schäftigungsprogramme lenken sollen. 
„Pro-Poor“ sind auch Kleinkreditprogram-
me, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die
mit Weltbankgeldern gefördert werden, 
einige ländliche Entwicklungsprogram-
me, und so fort. Manche davon helfen 
tatsächlich, vor allem, wenn sie von den 
Betroffenen selbst bestimmt werden 
können, andere bleiben in Korruption 
und Bürokratie stecken, wieder andere 
werden von einflussreichen wirtschaftli-
chen und politischen Eliten genutzt, um 
ihren eigenen Wohlstand zu vergrößern.

Mehr Wohlstand durch Wirtschafts-
wachstum

Das wichtigste Rezept der Weltbank 
für mehr Wohlstand für alle aber heißt 
Wirtschaftswachstum. Wenn der Kuchen 
größer wird, wird jede Scheibe größer, 
so die Vorstellung, also auch der Anteil 
für die Armen. Wenn die Reichen mehr 
Geld haben, sparen und investieren
sie und schaffen damit Arbeitsplätze.
Für dieses Wirtschaftswachstum braucht 
man Unternehmer, und für die wiederum 
braucht man ein geeignetes „Investi-
tionsklima“. Die Förderung der privaten 
Investitionen stand denn auch seit spä-
testens Anfang der 1990er Jahre „im 
Zentrum der Weltbankstrategie für nach-
haltiges Wachstum und Armutsminde-
rung“, schreibt die Evaluierungsabtei-
lung der Bank in ihrem Jahresbericht 
2004 über die „Entwicklungswirksam-
keit“ der Weltbankpolitik.
Im Namen von Wirtschaftswachstum und 
Armutsminderung hat die Weltbank daher 
ihre Kunden, die Regierungen der Entwick-
lungsländer, als Gegenleistung für Kredite 
aufgefordert, erst die Staatsbetriebe wie 
Stahlwerke, Bergbau und Banken zu pri-
vatisieren, dann die öffentlichen Dienste 

wie Wasser- und Stromversorgung, den Ge-
sundheits- und den Bildungsbereich, die 
Renten- und die Krankenversicherung für 
private Investoren zu öffnen. Und sie hat 
sie zur Abschaffung von Zöllen, Tarifen und 
Mengenbeschränkungen für Ein- und Aus-
fuhren gedrängt. Den VerbraucherInnen 
verspricht sie niedrigere Preise, den Re-
gierungen mehr Deviseneinnahmen durch 
steigende Exporte, mit denen sie wiede-
rum ihre Auslandsschulden abtragen kön-
nen.
Für die Reichen ging die Rechnung auf: 
der Welthandel florierte, kapitalkräftige 
Investoren aus den Industrieländern 
kauften sich in lukrativen Wirtschafts-
sektoren in den Schwellenländern ein,
internationale Finanzspekulanten nutz-
ten die Freigabe von Wechselkursen 
und die Freizügigkeit im Kapitalverkehr.
Doch oft pickten sich die Investoren nur 
die Rosinen aus dem wohlfeilen Angebot, 
war der Handel ein höchst ungleiches 
Geschäft – billige Rohstoffe gegen teure 
Industriegüter. Ausländische Investitio-
nen in Großprojekte wie Aluminiumfabri-
ken, Bergbau oder Staudämme brachten 
wenig Arbeitsplätze, schon gar nicht für 
unqualifizierte Arme. Die großen Multi-
Utility-Konzerne wie RWE, Veolia und 
Ondeo und ihre Shareholder stellten 
nach anfänglicher Euphorie rasch fest, 
dass mit einer Wasserversorgung für 
Arme nicht genug Profit zu machen ist, 
also zogen sie wieder ab. Ausländische 
Banken konzentrierten sich auf die si-
cheren Großkunden, während kleine Un-
ternehmen oder Bauern keine oder nur 
sehr teure Kredite bekamen. Der Abbau 
von Zöllen und Tarifen riss Löcher in die 
Staatskasse, wodurch das Geld für Schu-
len und Krankenstationen noch knapper 
wurde, als es durch den Schuldendienst 
bereits war. Eine Flut von Importgütern 
macht einheimische Fabriken und zahl-
lose bäuerliche Betriebe platt, Waren-
haus- und Fast-Food-Ketten verdrän-
gen kleine Geschäfte und Garküchen.
Neue Arbeitsplätze gingen schnell wie-
der verloren, weil Investoren bei stei-
genden Löhnen ins nächste Billiglohn-
land abwanderten.
Dank hoher Rohstoffpreise und Investi-
tionen in einige Bereiche wie den Berg-
bau, die Erdölförderung oder die Alu-
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miniumherstellung stieg das Wirtschaftswachstum in den ärms-
ten Entwicklungsländern immerhin um fünf bis sechs Prozent. 
Dennoch nahm in den 50 am wenigsten entwickelten Ländern 
die Armut zu, stagnierte die Produktivität in der Landwirtschaft 
oder sank sogar, und entstanden nicht annähernd genügend 
Arbeitsplätze im industriellen Bereich, wie die UN-Organisation 
für Handel und Entwicklung (UNCTAD) feststellte. Mehr noch: 
die UN-Wirtschaftsexperten sind überzeugt, dass die Han-
delsliberalisierung, wie sie unter anderem von der Weltbank 
propagiert und durchgesetzt wurde, die Armut vergrößert, weil 
sie zu verbreiteter Arbeitslosigkeit und dem Zusammenbruch 
einheimischer Verarbeitungsbetriebe beitrug.

Das ‚neue’ Geschäftsmodell der Weltbank

Statt daraus die Lehren und Konsequenzen zu ziehen, beschleu-
nigt die Weltbank diese Entwicklungsstrategie weiter. Mit ihrem
neuesten „Geschäftsmodell“ konzentriert sie sich wieder stär-
ker auf die vergleichsweise wohlhabenden Schwellenländer –
die größten Kredite gehen an Mexiko, Brasilien, Türkei, China
und Indien – und auf große Infrastrukturprojekte, deren An-
teil am Budget sich bis 2008 auf 40 Prozent verdoppeln soll.
Für das Investitionsklima sind neue Flughäfen und Fernstra-
ßen, eine bessere Stromversorgung und moderne Business 
Parks sicher gut – doch neue Arbeitsplätze und Einkommens-
möglichkeiten für die Handwerker und Bäuerinnen, Händlerin-
nen und Tagelöhner entstehen dadurch kaum.
Der Grund für das neue „Geschäftsmodell“: trotz ihrer zahllosen 
Bekenntnisse zu Armutsminderung und nachhaltiger Entwick-
lung ist und bleibt die Weltbank ein profitorientiertes Unter-

nehmen. Und ihre Geschäfte gingen in
den vergangenen Jahren schlecht:
Das Kreditgeschäft ging zurück, weil viele
Länder Geld lieber auf dem internationa-
len Finanzmarkt aufnahmen, die Einnah-
men sanken, die Gewinne brachen ein. 
Um ihre Kreditangebote wieder attrakti-
ver, kostengünstiger und wettbewerbs-
fähiger zu machen, hat die Bank zudem 
begonnen, ihre sozialen und ökologi-
schen „Minimalstandards“ zu verwäs-
sern, die eigentlich sicherstellen sollen,
dass die von ihr finanzierten Projekte 
vorab auf eventuelle schädliche Neben-
wirkungen für Bevölkerung und Umwelt
geprüft werden. Sie will diese Entschei-
dung am liebsten in Zukunft ganz ihren
Kunden, also den Regierungen und Unter-
nehmen, die die Projekte durchführen,
überlassen – sprich: den Bock zum Gärt-
ner machen. 

Kein Platz für Menschenrechte

Als „wirtschaftlich orientierte Institu-
tion“, wie es in ihrer Geschäftsord-
nung heißt, hat sie sich lange Zeit der
Diskussion um die Menschenrechtsrele-
vanz ihre Politik verschlossen. Dabei ver-
stoßen viele ihrer Politiken und Projekte 
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eindeutig gegen Menschenrechte – wie
das Recht auf Nahrung, auf Wasser, auf 
Gesundheit oder auf Bildung.  Doch bis-
lang kann die Weltbank nicht zur Verant-
wortung gezogen werden, wenn Men-
schen keine Nahrungsmittel mehr an-
bauen können, weil sie einem Stausee 
weichen mussten, ihr Trinkwasser durch 
Quecksilber aus dem Goldbergbau ver-
seucht wird oder ihre Kinder nicht zur 
Schule schicken, weil sie die Schulgebüh-
ren nicht aufbringen können. Sie schiebt 
die Schuld auf die jeweilige Regierung, 
auf angebliche Korruption, auf fehlende 
Institutionen oder auf mangelnden poli-
tischen Willen. Denn sie selbst will nur 
das Beste – den Traum einer Welt ohne 
Armut verwirklichen, auch wenn ihre 
Mittel dafür ungeeignet sind.

Der Autor ist freier Journalist. Im Auftrag des
Forums Umwelt und Entwicklung hat er eine
Bestandsaufnahme der Weltbankpolitik geschrie-
ben, die im April veröffentlicht werden soll.
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Landwirtschaft ist wieder en vogue. Im nächsten Jahr wid-
met die Weltbank, erstmals seit 1982, diesem Thema den
Weltentwicklungsbericht (WDR) – das Flaggschiff ihrer Publi-
kationen. Die zentrale Fragestellung lautet: Wie kann land-
wirtschaftliches Wachstum zur Minderung von Armut und 
Hunger beitragen?

Vor 25 Jahren hatte die Weltbank ein klares Rezept:
Mehr Forschung, Infrastruktur, Bewässerung, Exporte und 
Marktöffnung, zugleich weniger Steuern und Staat, und die 
Landwirtschaft wird wachsen, die Armut sinken. Viele Länder 
setzten dieses Rezept um, teils aus freien Stücken, teils genö-
tigt durch die Kreditkonditionen von Weltbank und Internatio-
nalem Währungsfonds (IWF). Der Rückgang öffentlicher Leis-
tungen für die Landwirtschaft war politisch gewollt, sowohl auf 
nationaler Ebene als auch in der Entwicklungszusammenarbeit. 
Die Folgen sind bekannt. Die Landwirtschaft und insbesondere 
die Kleinbauern stecken in den meisten Entwicklungsländern in 
einer tiefen Krise.
Mitte der 1990er Jahre begann bei der Weltbank ein Um-
denken, das sich nicht nur in der Rhetorik, sondern auch in 
steigenden Ausgaben für die Landwirtschaft niederschlug. 
Der Weltentwicklungsbericht (WDR) 2008 soll im Herbst 2007 
erscheinen, doch aus Entwürfen und einer Zusammenfassung 
(Entwicklung & ländlicher Raum 1/08, S. 4-6) sind die Inhalte 
schon jetzt weitgehend bekannt. Landwirtschaft ist für das 
wirtschaftliche Wachstum in Entwicklungsländern demnach 
absolut zentral. Im Mittelpunkt steht vor allem die Frage:
Wie kann dieses Wachstum auch zur Armuts- und Hungermin-
derung beitragen? 

Schöne neue Agrarwelt
Weltbank widmet Weltentwicklungsbericht der Landwirtschaft

Armutsbekämpfung durch
landwirtschaftliches Wachstum

Die Weltbank rät zunächst, neue Wachs-
tumsquellen in der Landwirtschaft zu er-
schließen, so etwa die neuen dynami-
schen Exportmärkte für Gemüse, Obst und
Blumen sowie technologische Innova-
tionen in der Biologie und Kommunika-
tion. Wichtig sei zudem, dass die reichen
Länder ihre Subventionen abbauen und 
Märkte öffnen. Damit das Wachstum den
Armen zugute kommt, sei zweierlei nötig:
Kleinbauern müssen an diesem Wachs-
tum beteiligt werden, und Landlose müs-
sen in den wachsenden Betrieben Be-
schäftigung finden. Um die Ernährung
zu sichern, sollten die Entwicklungs-
länder ihre finanziellen Kapazitäten stei-
gern, auf den internationalen Märkten
Nahrungsmittel zu erwerben. Die Welt-
bank räumt ein, dass in manchen Län-
dern, wie in Äthiopien, Somalia, Niger
und Ruanda, die notwendigen Boden-
schätze und finanziellen Kapazitäten
zum Nahrungsmittelimport fehlten.
In solchen Fällen sollten die Länder
und Haushalte versuchen, wenigstens
einen Teil ihrer Nahrung selber zu pro-
duzieren. Auch soziale Sicherheitsnet-

ze seien geboten, um diejenigen aufzu-
fangen, die den Anschluss an den Markt 
nicht schaffen.
Die Botschaft im Klartext: Biotechnolo-
gien, allen voran die Gentechnik, sollen 
die Produktivität steigern. Importe sollen 
die Regel sein, eigene Nahrungsmittel-
produktion die Ausnahme. Und dies, ob-
wohl bis heute nur etwa 10 Prozent der
Agrarerzeugnisse grenzüberschreitend ge-
handelt werden. Anstatt die Allmacht der
Supermärkte zurückzudrängen, sollen
Kleinbauern unterstützt werden, sich an
deren Produktstandards anzupassen. Land-
lose sollen nicht länger nach eigenem
Land streben, sondern sich als Landarbeiter
verdingen. Wie menschenwürdige Löhne 
und Arbeitsbedingungen auf den Groß-
farmen durchgesetzt werden können, 
bleibt offen. Die Notwendigkeit von um-
fassenden Agrarreformen, lokal ange-
passten und kostengünstigen Anbaume-
thoden sowie Schutzmöglichkeiten für die
Märkte des Südens bleiben zumindest in
der Zusammenfassung unerwähnt. Ganz im
Gegenteil kritisiert die Weltbank in einer 
Skizze des WDR, dass die Erhebung von 
Importzöllen den Bauern in Entwick-
lungsländern geschadet habe. Soweit die 
schöne neue Agrarwelt, wie die Weltbank 
sie sieht.

Alte Antworten auf neue Fragen

Und was ist daran neu? Zu begrüßen ist 
die allgemeine Forderung nach mehr 
(auch öffentlichen) Investitionen in die 
Landwirtschaft des Südens. Auch der 
Verweis auf die Ökolandwirtschaft als ein 
dynamischer Zukunftsmarkt klingt unge-
wohnt. Jüngeren Datums ist vor allem 
die Einsicht, dass Wachstumsgewinne 
nicht automatisch zu den Armen durch-
sickern. Die Antworten auf die Frage, 
wie dies zu bewerkstelligen wäre, sind 
dagegen im Kern die alten geblieben. Ei-
ne kritische Auseinandersetzung mit der 
eigenen Rolle findet ebensowenig statt. 
Wen wundert es da, wenn die Weltbank 
in der erwähnten Skizze zum WDR 2008 
als erste Erfolgsbedingung für die Land-
wirtschaft nennt: „Complete the agenda 
of WDR 1982“.

Der Autor ist Handelsreferent von FIAN-Deutschland.

Armin Paasch
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Schuldenerlass gegen Armutsbekämpfung. Das schien Ende 
der 1990er Jahre eine logische Weiterentwicklung der bis-
her verordneten Konditionalitäten, die die Weltbank den 
Entwicklungsländern für die Vergabe günstiger Kredite und 
Zuschüsse auferlegte. Beim G8-Treffen in Köln 1999 wurden 
die Poverty Reduction Strategy Papers (PRSP) dann genutzt, 
um den Schuldenerlass mit der Armutsbekämpfung zu ver-
knüpfen. Heute sind die PRSP definitiv mehr als Rhetorik. 
Sie haben der Armutsbekämpfung und der Beteiligung der 
Zivilgesellschaft einen höheren Stellenwert gegeben.

Entwicklungsländer können fast nichts alleine entscheiden. 
Ob Land-, Forst- oder Infrastrukturpolitik – immer redet ein 
Geldgeber mit. Auch die Armutsbekämpfungsstrategien wurden 
deshalb oftmals als von außen aufgezwungen empfunden und 
abgelehnt. Mit Einführung der PRSP sollten die Entwicklungs-
länder die Strategien und Dreijahresplanungen selbst ausarbei-
ten und bei der Weltbank vorlegen. Etwa 60 Entwicklungsländer 
haben solche PRSP ausgearbeitet. Tansania, Ghana, Bolivien, 
Uganda und viele andere bereits zweimal, einschließlich jähr-
licher Fortschreibungen und Evaluierungen verschiedener Sek-
toren.
Mit den PRSP stehen die Chancen besser, dass die Entwicklungs-
länder den nationalen Entwicklungsweg selbst steuern, voraus-
gesetzt sie können eine Tischrunde voller Gebervertreter über-
zeugen. Diese haben in der Pariser Erklärung 2005 zugesagt, 
ihre Förderung auf die Verwirklichung der Ziele des nationalen 
PRSP zuzuschneiden. Die Weltbank konnte sich mit der Ein-
führung der PRSP vom Image einer neo-liberalen, menschen-
rechtsfeindlichen Bank, das sie sich mit ihrer brutalen Privati-

Peter Lanzet

Nationale Armutsbekämpfungsstrategiepapiere
der Weltbank – mehr als Rhetorik?

sierungs- und Liberalisierungspolitik seit 
den 1980er Jahren erworben hatte, ein 
Stück weit entfernen. Mit den PRSP wur-
de anerkannt, dass Armutsbekämpfung 
und Entwicklung nicht nur Investitionen 
in die Wirtschaft brauchen, sondern dass 
auch wieder mehr staatliche Maßnah-
men im Ernährungs-, Bildungs- Gesund-
heit-, Infrastrukturbereich, etc. notwen-
dig sind.
Ebenfalls Balsam für das schlechte Image 
der Weltbank war, dass bei der Erarbei-
tung der PRSP die Zivilgesellschaft eines 
Landes beteiligt sein soll. Dies geschah 
wohl auch mit dem Hintergedanken,
sie als Wachhunde für korrupte Regierun-
gen einzusetzen. Die nationalen Parla-
mente übersah man jedoch. In der ersten 
Phase der Entwicklung und Formulierung 
der nationalen PRSP funktionierte die Par-
tizipation der Zivilgesellschaft nur aus-
nahmsweise. Wenn überhaupt, dann kon-
sultierten Regierungen ausgewählte, po-
litisch genehme NROs und Unternehmer-
und Standesverbände. Die NROs empfan-
den die PRSP lange Zeit als eine weitere 
Auflage zum Erhalt von Entwicklungshil-
fe. Erst allmählich fanden sie sich bereit, 
von den Chancen der PRSP für eine Po-
litik der Armutsreduzierung Gebrauch zu 

machen. In vielen Entwicklungsländern 
haben sich seither engere Kooperations-
formen von Regierung und Zivilgesell-
schaft etabliert. In Kamerun, Uganda, 
Ruanda und Mali haben Regierungen 
die Zivilgesellschaft zur Mitarbeit in 
Komitees eingeladen. Hier wird geplant, 
Mittel werden verteilt, durchgeführte 
Maßnahmen werden bewertet.
NROs können ihre Standpunkte nur 
durchsetzen, wenn sie gut organisiert 
und vorbereitet sind. Bei Bildung, Ge-
sundheit oder ländlicher Entwicklung 
stoßen sie zumeist auf offene Ohren bei
den Regierungen. Kaum Zugang gewährt
man ihnen zu Politikbereichen, die ver-
teilungspolitisch sensibel sind, wie die
Steuer-, Finanz- oder Energiepolitik. 
Aber in diesen Politikbereichen müssen 
sie sich Gehör verschaffen, wenn sie 
strukturelle Veränderungen durchsetzen
wollen. Dazu ist es nötig, die Beteili-
gungsbasis zu verbreitern, also die Kennt-
nis über die Möglichkeiten der PRSP 
über die nationalen Zentren hinaus zu
erweitern und ihnen auch auf dem Land 
eine Basis zu schaffen. In den Distrik-
ten haben aber erst wenige Akteure der
Zivilgesellschaft oder der Behördenmit-
arbeiter von den PRSP gehört. Trotz die-
ser Defizite: die PRSP sind definitiv mehr 
als Rhetorik. Sie haben der Armutsbe-
kämpfung einen besseren Stellenwert ge-
geben. NRO-Plattformen und -Netzwer-
ke in Ländern wie Äthiopien, Mali oder
Malawi treten jetzt mit der Regierung 
über Fragen der nationalen Politik in 
einen Dialog ein, was zuvor undenkbar 
gewesen war. 

Der Autor ist Referent für Entwicklungspolitik beim 
Evangelischen Entwicklungsdienst (EED)
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Zwangsvertreibungen für Staudämme oder Straßenbau sind nur ein 
Beispiel für Menschenrechtsverletzungen bei Weltbankprojekten. 
Hauptverantwortlich sind die nationalen Regierungen oder mächtige 
Unternehmen. Doch möglich werden solche Projekte oft nur mit der 
Unterstützung der Weltbank. Die Weltbank lehnt jedoch weiter jede 
Mitverantwortung bei Menschenrechtsverletzungen ab.

Die Weltbank verfügt über ein ökonomisch ausgerichtetes Mandat.
Um die politische Souveränität der Partnerländer zu schützen, legen die 
Gründungsverträge fest, dass die Weltbank bei ihren Entscheidungen
ausschließlich wirtschaftliche Erwägungen heran ziehen darf. Dies legt 
nahe, dass die Verantwortung für die Achtung, den Schutz und die Ge-
währleistung der Menschenrechte im Zusammenhang mit von der Welt-
bank geförderten Projekten ausschließlich in den Händen des Staates 
liegt.

Kein Freibrief für die Weltbank
Diese Haltung der Bank, mit der sie jede Verantwortung von sich weist, 
wird seit Jahren von der Zivilgesellschaft kritisiert. So sind die Geschä-
digten grundsätzlich als InhaberInnen von unveräußerlichen Rechten 
anzusehen. Wenn der Staat, in dem sie leben, nicht in der Lage oder 
nicht willens ist, die grundlegenden Rechte seiner EinwohnerInnen zu 
schützen, darf dies für die Weltbank kein Freibrief sein, die offensicht-
lichen Menschenrechtsverletzungen hinzunehmen oder sogar zu unter-
stützen. Darüber hinaus haben die große Mehrheit der Mitgliedsstaaten 
der Bank die zentralen Menschenrechtsabkommen ratifiziert. Die darin 
zugesicherten Menschenrechte verpflichten die Unterzeichnerstaaten 
nicht nur gegenüber ihren BürgerInnen, sondern auch gegenüber Men-
schen, die sich außerhalb ihrer Staatsgrenzen aufhalten (extraterritoriale 
Staatenpflichten). Die in die Bank entsandten EntscheidungsträgerInnen 
haben die Einhaltung dieser Abkommen zu respektieren und folglich 
die Pflicht, menschenrechtsverletzenden Projekten ihre Zustimmung zu 
verweigern. Auch müssen sie sicherstellen, dass die Weltbank nicht mit 
ihrer Politik dazu beträgt, dass menschenrechtsfördernde Maßnahmen –
wie zum Beispiel umverteilende Agrarreformen – international und auf 
nationalen Ebene nicht mehr gefördert werden

Es rührt sich was in der Weltbank
Im Januar 2006 hat ein internes Rechtsgutachten die strenge Auslegung 
des Mandates der Weltbank gelockert: Das Rechtsgutachten verweist auf 
die verschobene Balance zwischen der Souveränität der Staaten und dem 
internationalen Schutz von Menschenrechten. Diese verschobene Balance 
zugunsten des Menschenrechtsschutzes rechtfertigt den Eingriff in interne 
politische Angelegenheiten. Die Weltbank darf Menschenrechte immer dann 
in Erwägung ziehen, wenn diese von ökonomischer Bedeutung sind. Zudem 
ist der Weltbank erlaubt, die Partnerländer bei der Umsetzung ihrer men-
schenrechtlichen Verpflichtungen zu unterstützen. Es wurde auch bekräftigt, 
dass es nicht Aufgabe der Weltbank ist, für die Durchsetzung von Menschen-
rechten in den Ländern zu sorgen, da dies Aufgabe des internationalen Men-
schenrechtssystems ist.

Betroffene fordern Wiedergutmachung
Hat die Weltbank damit die Forderungen, für die Konsequenzen ihrer Politik 
auch die Verantwortung zu tragen, erfüllt? Das Rechtsgutachten hat Türen 
geöffnet, um Menschenrechte auch Weltbank-intern zu thematisieren. Es hat
jedoch nichts daran geändert, dass die Weltbank auch in Zukunft keine 
Verantwortung für ihre Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen über-
nehmen will. So verweist die Weltbank weiterhin bei allen Forderungen nach 
Entschädigung auf das Rechtssystem der Partnerländer, unabhängig davon, 
ob die Geschädigten dort Aussicht auf eine faire Behandlung ihres Falles 
und angemessene Entschädigung haben. Die Betroffenen können zwar beim 
Inspection Panel der Weltbank Beschwerde einreichen. Wie FIAN im Fall der 
Förderung des Kohleabbaus in Indien nachgewiesen hat, werden die Empfeh-
lungen des Inspection Panel jedoch vom Weltbankmanagement nur selten 
umgesetzt. Auch haben die Betroffenen nicht das Recht, Wiedergutmachung 
von der Weltbank einzufordern. Dies bleibt somit eine zentrale Forderung. 

Der Autor absolviert zurzeit ein Praktikum bei FIAN-Deutschland

Menschenrechte: Maßstab nur für andere? 
Menschenrechtliche Verpflichtungen der Weltbank

Markus Janzen

8

Foto: Henriette Neef

T H E M A FoodFirst 1/07

Anzeige



8 FoodFirst 1/07 9FoodFirst 1/07

Wie kommt die deutsche Regierung ihren menschenrechtlichen 
Verpflichtungen nach, wenn sie in der Weltbank mitentscheidet?
Diese und andere Fragen richtete die FOODFirst-Redaktion an Dr. Jür-
gen Zattler, Leiter des Referats 301 im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. 

Wie nimmt die deutsche Regierung auf den Entscheidungsprozess in der 
Weltbank Einfluss? Wie stellt sie dabei die Einhaltung der Menschen-
rechte sicher?

In der Weltbank nehmen wir Einfluss zum einen über unser Stimmver-
halten, zum anderen durch intensiven Dialog mit der Weltbank und den 
anderen Anteilseignern. Das Stimmverhalten sollte nicht überbewer-
tet werden, zumal unser Anteil unter fünf Prozent liegt. Wichtig ist,
dass wir unsere Konzeptionen im Vorfeld in die Weltbankpolitik einbrin-
gen. Dazu kann es im Einzelfall auch gehören, dass wir gegen ein Projekt 
stimmen, um ein Signal zu setzen. Was die Menschenrechtsthematik 
betrifft, so müssen wir Rücksicht darauf nehmen, dass es innerhalb der 
Anteilseigner keinen Konsens darüber gibt, wie die Weltbank mit dem 
Thema umgehen soll. Wir sind der Ansicht, dass dieses Thema größeres 
Gewicht in der Arbeit der Weltbank verdient. Um aber keine Blockadehal-
tung einzelner Anteilseigner zu riskieren, haben wir in der letzten Jahren 
vor allem versucht, die Menschenrechte indirekt zu fördern, und dies mit 
einigem Erfolg. So ist es uns beispielsweise gelungen, die vier Kernar-
beitsnormen in die Performance Standards des Privatfinanzierungsarms 
der Weltbank (IFC) zu integrieren. 

Wie kann das Ziel erreicht werden, den Menschenrechten in den Ent-
scheidungsprozessen der Weltbank ein größeres Gewicht zu verleihen?

Wesentlich ist es, die Umsetzung der Menschenrechte vor allem in den 
Partnerländern voranzubringen. Dies versuchen wir zum Beispiel mittels 
unseres bilateralen entwicklungspolitischen Dialogs. Diese Verantwortung 
der Partnerländer muss durch ein umsichtiges Vorgehen von Anteils-
eignern wie Deutschland flankiert werden. Sobald wir Kenntnis davon 
erlangen, dass ein Projekt der Weltbank Menschenrechte beeinträchtigt, 
sprechen wir mit den Verantwortlichen in der Bank und drängen auf 
eine Neukonzeption, wenn der Vorwurf gerechtfertigt ist. Je früher die-
ses Eingreifen geschieht, umso besser sind dabei die Erfolgsaussichten.
Deshalb müssen wir uns zum Beispiel bemühen, menschenrechtliche Prin-
zipien von vornherein in die Sektorstrategien der Bank zu integrieren. 

Welche gesetzlichen Maßnahmen halten Sie für sinnvoll, um die
deutschen Entscheidungsträger innerhalb der Weltbank stärker an
ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen zu binden?

Zusätzliche gesetzliche Maßnahmen sind unseres Erachtens nicht zielfüh-
rend. Durch die Ratifikation der menschenrechtlichen Verträge entsteht 
eine rechtliche Bindungswirkung an die Inhalte der jeweiligen Verträge 
für den deutschen Staat, mithin für jede Person, die in seinem Auftrag 
und damit hoheitlich tätig wird. Davon erfasst sind auch die deutschen 
Entscheidungsträger innerhalb der Weltbank. Zielführender wäre aus un-
serer Sicht – auch mit Unterstützung der NROs – nachzudenken, wie man 
diese besser über die konkreten Inhalte der rechtlichen Verpflichtungen 
effizient informieren kann. 

„Menschenrechte verdienen größeres Gewicht“

Interview

Halten Sie die Forderung für angemessen und umsetzbar, die von ne-
gativen Auswirkungen der Weltbank-Projekte betroffenen Menschen für 
die erlittenen Menschenrechtsverletzungen zu entschädigen?

Die Forderung nach Entschädigung für erfolgte Menschenrechtsverlet-
zungen ist insbesondere vor dem Hintergrund der neueren Entwicklungen 
angemessen. Die 2005 von der UN verabschiedeten Basic Principles and 
Guidelines on the Right to a Remedy and Reparation for Victims of Gross 
Violations of International Human Rights Law and Serious Violations of 
International Humanitarian Law spiegeln dies wider. Diese konstituieren 
aus unserer Sicht den rechtlichen Rahmen, innerhalb dessen sich Entschä-
digungsforderungen bewegen sollten. Die Umsetzbarkeit wirft die Frage 
nach finanziellen Ressourcen auf sowie nach Alternativen zur monetären 
Entschädigung. Denkbar wäre, dass im Sinne eines menschenrechtskon-
formen Handelns die Verfügbarkeit von Entschädigungen gegebenenfalls 
zu Lasten anderer Ausgabenposten in der Projektplanung geht, um die 
Umsetzung begründeter Forderungen zu gewährleisten. Dafür sind sehr 
genaue, transparente Regelungen erforderlich, die auch für Investoren 
diese Verpflichtungen von vornherein deutlich machen würden.  

T H E M A 9
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Debatte
Weltbank: Das geringere Übel? Multilateralismus stärken

10 T H E M A FoodFirst 1/07

Eine leistungsfähige und differenzierte Kritik der Weltbank, ihrer Politik, 
Konditionalitäten der Kreditvergabe und deren praktischer Implementie-
rung muss sich heute mit einer Reihe neuer Bedingungen befassen, um 
realitätstauglich zu bleiben: Eine Aushöhlung des Multilateralismus ist 
nicht nur Politik einer US-Regierung, die in zwei Jahren, wie alle hoffen, 
zumindest in ihrer skrupellosesten Form beendet sein wird. Rückschritte 
beim Multilateralismus werden auch die zu beobachtenden Tendenzen
aggressiver industrieller Akquisitionspolitik der ‚Emerging Powers’ beför-
dern. Dies ist eine neue Entwicklung. Die offensive Kritik und Weiterent-
wicklung von Politik und Safeguard-Standards multilateraler Institutionen 
wie der Weltbank muss heute gleichzeitig die Verteidigung des Multilate-
ralismus beinhalten. Jede Rückzugstendenz seitens der Zivilgesellschaft 
wäre für die Zukunft von Umwelt-, sozialen, Transparenz-, Entwicklungs- 
und Menschenrechtsstandards fatal. Folgen hätte sie vor allem für diejeni-
gen ressourcenreichen Entwicklungsländer, in denen in den vergangenen 
vier Jahren erste Ansätze entwickelt wurden, um die Ausplünderung durch 
korrupte Eliten zu beenden. 
Eine offensive zivilgesellschaftliche Strategie mit dem Ziel einer pro-poor 
ausgerichteten und klimagerechten Weltbankpolitik wird, trotz schweren 
Wassers, vor allem in zwei Richtungen agieren müssen: 1. Sie muss den 
internationalen Druck erhöhen, um die neuen Marktakteure – allen voran 
China, Russland und Indien – zu bewegen, Entwicklungs-, Umwelt-, soziale 
und Menschenrechte ernst zu nehmen. Gelingt dies nicht, ist ein weiterer 
Abbau bzw. die praktische Nichtanwendung von Standards absehbar.
2. Statt einen Austritt Deutschlands aus der Weltbank zu fordern, wie man-
cherorts diskutiert wird, sollte sie darauf hinwirken, dass die Bundesre-
gierung ihre Kapazitäten für die Arbeit in der Weltbank erheblich ausbaut:
die Weltbankabteilung aufstocken, den Sachverstand erweitern und damit 
die Voraussetzungen schaffen, um gezielt und effektiver Politikentschei-
dungen der Weltbank vorzubereiten und sie im Sinne der Weiterentwick-
lung der Safeguard-Standards zu beeinflussen.

Kristina Steenbock ist Stellvertretende Vorsitzende von Germanwatch. 
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Bei der Weltbank liegen Schein und Sein weit auseinander. Die Armuts-
bekämpfung funktioniert bekanntlich in Ländern besser, in denen der selbst 
ernannte ‚Kreuzritter gegen die Armut’ keine wichtige Rolle für den Entwick-
lungsprozess gespielt hat, beispielsweise in China und Indien. In Sub-Sahara 
Afrika hingegen, wo die Weltbank seit mehr als 25 Jahren die ökonomischen 
Rahmenbedingungen mitbestimmt, nimmt die Zahl der Hungernden und Ar-
men sowie die Umweltzerstörung kontinuierlich zu – ein Ergebnis der einsei-
tigen Liberalisierungs- und Marktagenda im Dienste großer Konzerne. ‚Par-
tizipation’ und Umweltschutz bleiben bis dato ebenso Worthülsen wie Rechen-
schaftspflicht ein Fremdwort. Die ‚großen Reformen’ bei der Weltbank sind
kläglich gescheitert.
Noch immer üben die Reichen und Mächtigen in der Institution die Kontrolle 
aus, die für sich reklamiert, für die Ärmsten der Armen da zu sein. Einzelne 
Staaten – allen voran die USA – blockieren konsequent armuts- und klimapo-
litische Fortschritte. Die Nominierung des hoch umstrittenen US-Hardliners 
Paul Wolfowitz als Weltbankpräsidenten – der auf dem Chefsessel der Bank 
dank geschickter PR zu einer ‚Mutter Theresa der weltweit Armen’ mutierte –
zeigt indes, dass Wirtschaftsinteressen und Geopolitik immer stärkeres Ge-
wicht erhalten.
Die Chancen für eine stärkere soziale und ökologische Umorientierung der Bank 
stehen also schlecht. Angesichts der wachsenden Bedeutung ‚neuer Geber’
wie China und anderen fürchtet die Weltbank um ihren Einfluss. Anstelle China 
und andere Schwellenländer gleichberechtigt in die globale Regelsetzung ein-
zubinden, werden bei der Bank Umweltzerstörung, Menschenrechtsverletzun-
gen und verfehlte Entwicklung billigend in Kauf genommen, um ‚im Geschäft’ 
zu bleiben. Die G7-Hegemonie wird gegen China und andere aufstrebende 
Mächte verteidigt, wodurch ein fatales race to the bottom forciert wird.
Der Verweis auf die Notwendigkeit der Stärkung multilateraler Strukturen, 
die aber unter den gegebenen globalen Kräfteverhältnissen Fortschritte im 
Sinne der Armutsbekämpfung und des Umweltschutzes verhindern anstelle 
zu fördern, ist deshalb wenig vorwärts weisend. Vielversprechender ist es 
demgegenüber, auf progressive Initiativen von gleichgesinnten Staaten zu 
setzten, die jenseits festgefahrener internationaler Strukturen soziale und 
ökologische Ziele vorantreiben.

Daniela Setton ist Mitarbeiterin von WEED. 
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Der Bergbau hat in Peru in den letzten 15 Jahren 
massiv zugenommen. 2004 waren bereits mehr 
als 8 Millionen Hektar Land für den Bergbau 
bewilligt, Tendenz steigend. Die im Zusammen-
hang mit dem Bergbau am häufigsten verletz-
ten Menschenrechte sind das Recht auf Gesund-
heit, das Recht auf sauberes Wasser sowie das 
Recht der Bevölkerung, zu Bergbauvorhaben 
konsultiert zu werden. Wer sich wehrt, wird 
diffamiert, bespitzelt und bedroht.

Der gestiegene Rohstoffbedarf auf dem Welt-
markt sorgt dafür, dass der Bergbau in Peru 
inzwischen 45 Prozent der Devisen erwirtschaf-
tet. Der peruanische Staat schafft mit attrak-
tiven Steuer- und Abgaberegelungen Anreize 
für Investoren. Den steigenden Exporten und 
Deviseneinkommen stehen jedoch wachsende 
soziale Konflikte gegenüber. NROs beanstanden 
die Unfähigkeit oder den Unwillen des peruani-
schen Staates, die Rechte der Bevölkerung in 
Bergbauregionen zu schützen und die Gesetze 
zum Schutz der Umwelt umzusetzen. Mittels 
Dekreten und Sondergenehmigungen setzt der 
Staat immer wieder seine eigenen Gesetze außer 
Kraft. So zum Beispiel im Fall von Monterrico 
Metals, einem britischen Unternehmen, das 
nachweislich illegal, aber mit Zustimmung des 
Staates, im Grenzgebiet zu Ecuador eines der 
größten Kupfervorkommen der Welt erforscht. 
Große Teile der Bevölkerung in der Region
wehren sich gegen das geplante Megaprojekt 
in einem ökologisch äußerst fragilen Gebiet.
Der Staat reagiert auf den Protest und Wider-
stand der Bevölkerung mit Repression. 

Stärkere Kontrolle von NROs

Ein jüngst erlassenes Gesetz zur stärkeren Kon-
trolle von NROs zielt in erster Linie auf Orga-
nisationen ab, die dem Staat aufgrund ihrer 
kritischen Positionen, ihrer Basisnähe und ihrer 
internationalen Vernetzung ein Dorn im Auge 
sind. Das verfassungswidrige Gesetz gefährdet 
das Recht auf freie Meinungsäußerung und wur-
de trotz der heftigen Kritik ausländischer Re-
gierungen und nationaler wie internationaler 
Menschenrechtsorganisationen von der Regie-
rung verabschiedet. MitarbeiterInnen von NROs, 
die sich für die Einhaltung der Menschenrechte 
und für den Schutz der Umwelt einsetzen,
sind auch persönlich vielfältigen Attacken und re-
gelrechten Hetzkampagnen ausgesetzt. Sie wer-
den als „Terroristen“ und „Staatsfeinde“ diffa-
miert, neuerdings versucht die mit Staat und 

Wo Gold und Kupfer ausgegraben werden…
…bleiben Menschenrechte auf der Strecke

Susanne Frieß

Unternehmen kollaborierende Presse immer wie-
der, angebliche Verbindungen zwischen Umwelt-
aktivisten und Drogenhändlern zu konstruieren, 
um den Ruf der Umweltorganisationen zu schä-
digen.

Diffamierung, Bespitzelung, Bedrohung

Die anhaltende Schmutzkampagne gegen Pater 
Marco Arana, der sich mit seiner NRO Grufides in 
Cajamarca für die Rechte von Bauerngemeinden 
einsetzt, ging nicht nur in Peru durch die Presse: 
er und seine MitarbeiterInnen wurden über Mo-
nate von einem privaten Detektivunternehmen 
ausspioniert, gefilmt und bespitzelt. Todesdro-
hungen per Telefon und Post waren 2006 sein 
trauriger Alltag. Seine Anzeige schien im Sande 
zu verlaufen. Erst als der Fall von der perua-
nischen Tageszeitung La República recherchiert 
wurde und die indirekten Verbindungen von
dem Detektivunternehmen zum Bergbauunter-
nehmen Yanacocha aufgezeigt wurden, konnte der
Staat nicht umhin, die Anzeige zu bearbeiten.
Im Januar 2007 hat der Staatsanwalt die Akten
zu dem Fall nun geschlossen, weil niemandem
die Urheberschaft für die Bespitzelungen nach-
gewiesen werden konnte. Die von La República 
in diesem Kontext genannten Unternehmen und 
Personen wurden von der Polizei noch nicht ein-
mal zum Verhör eingeladen.

Staat verletzt seine Schutzpflicht

Der Fall von Marco Arana ist nur ein Beispiel, 
wie der Staat sich seiner Pflicht entzieht, al-
len BürgerInnen des Landes Schutz zuzusichern.
Es steht Geld auf dem Spiel, viel Geld, das durch
ein paar lästige UmweltschützerInnen und auf-
müpfige Bauerngemeinden nicht gefährdet wer-
den soll. In Peru gibt es keinen Staat, der den
Fällen von Diffamierung, Bespitzelung und Bedro-
hung auf den Grund geht; keinen Staat, der die
Zusammenhänge aufklärt; keinen Staat, der die-
se Menschen schützt. Anzeigen werden entgegen-
genommen. Zeit verstreicht. Akten werden ge-
schlossen. Aus Mangel an Beweisen.

Die Autorin leitet die Verbindungsstelle von Misereor in Lima, 
Peru.

I N T E R N A T I O N A L

Bauern fordern ein Ende der Gewalt Foto: Mirjam Leuze

Das deutsche Filmteam kigali films hat im 
Auftrag von Misereor ein Dokumentarvideo 
von 25 Minuten über den „Fall Majaz“ des 
Unternehmens Monterrico Metals erstellt:
http://video.google.de/videosearch?q=majaz

Anzeige
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Marita Wiggerthale

„Geld für die Großen“, „Bäuerliche Betriebe be-
nachteiligt“, „Milliarden für Millionäre“, so lau-
ten die Schlagzeilen, wenn die Verteilung der 
EU-Agrarsubventionen in der Presse angepran-
gert wird. Die „Initiative für Transparenz bei 
EU-Agrarsubventionen“ – ein Zusammenschluss 
von 34 Organisationen – will ans Tageslicht brin-
gen, wer wirklich von den Agrarsubventionen 
profitiert.

Demokratie und Transparenz stellen zwei Seiten 
einer Medaille dar. So harmlos die Forderung 
nach Verbesserung der Transparenz auch daher 
kommt, so wenig selbstverständlich ist sie im 
politischen Alltag. Beispiel Transparenz bei 
EU-Agrarsubventionen: vielen BürgerInnen in 
Deutschland ist bekannt, dass die EU-Agrar-
politik mehr als 40 Milliarden Euro verschlingt. 
Unklar ist hingegen, wer wofür wie viele Agrar-
subventionen bekommt. Andere europäische 
Länder sind hier schon weiter. In Dänemark, 
Niederlande, Schweden, Norwegen, Slowenien, 
Slowakei und Lettland wurden alle Karten offen 
auf den Tisch gelegt. Nicht so in Deutschland.
Ablehnung, Falschaussagen und Vorwürfe präg-
ten zu Beginn die Auseinandersetzung mit dem 
Landwirtschaftsministerium (BMELV). Es gebe 
bereits genügend Informationen, die Beiträge 
für Marktordnungsausgaben seien seit 1993 
„drastisch gesunken“ – dabei sind sie von An-
fang 2000 bis 2005 von 5,5 auf 6,5 Milliarden 

Euro gestiegen – und es würden Neiddebatten 
gefördert. Auch wenn das BMELV selbst offen-
sichtlich kein ‚Überzeugungstäter’ in Sachen 
Transparenz ist, so hat Horst Seehofer sich Mitte 
2006 deutlich für Transparenz stark gemacht. 
Was war passiert?
Das hohe mediale Interesse, der starke Rücken-
wind aus Brüssel und das Ins-Spiel-Bringen der 
unterschiedlichen Interessenslagen seitens der 
betroffenen Ministerien haben letztendlich dazu 
geführt, dass sich Deutschland in der europäi-
schen Abstimmung für Transparenz ausgespro-
chen hat. Ein Erfolg für die Initiative für Trans-
parenz bei EU-Agrarsubventionen. Doch nun gilt 
es die nächste Hürde zu nehmen. Das BMELV will 
die Empfänger von Agrarsubventionen gemäss 
dem Beschluss des EU-Ministerrats erst im Jahr 
2009 offen legen. Wieder einmal wird auf die 
Bremse getreten, wenn es um Transparenz geht. 
Es ist offensichtlich, warum. Im Jahr 2007/2008 
steht die Halbzeitüberprüfung der EU-Agrar-
politik an. Die Behüter der Ernährungsindustrie 
und der rationalisierten Großbetriebe im BMELV 
haben kein Interesse an einer fundierten Quali-
tätsdebatte. Besitzstandswahrung ist angesagt.
Dabei zeigen die von der Initiative für Transpa-
renz erwirkte Teil-Offenlegung von Exportsub-
ventionen auf der Grundlage des Informations-
freiheitsgesetzes und recherchierte Beispiele, 
dass Handlungsbedarf besteht. Im Wirtschafts-
jahr 2005 erhielt zum Beispiel Deutschlands 

Millionen für Multis

größter Fleischvermarkter, Vion in Düsseldorf, 
für Rindfleisch-Exporte 6,7 Millionen Euro und 
der Bayer-Konzern mehr als drei Millionen Euro 
für die Zuckerverarbeitung. Die Firma Cerestar in 
Krefeld, deren Mutterkonzern Cargill weltweit zu 
den Top Drei der Lebensmittelbranche gehört, 
erhielt zwei Millionen Euro für Getreideexporte.
Zu den größten Profiteuren zählen jedoch Nestlé 
mit 48 Millionen Euro im Jahr 2005 europaweit. 
Gleiches gilt für Südzucker mit durchschnittlich 
90 Millionen Euro pro Jahr im Zeitraum 2002 bis 
2005. Zu den Empfängern von Agrarsubventio-
nen in Millionenhöhe gehören ebenso die Rhein-
Braun AG, Thurn und Taxis, Deutschlands größ-
tes Entsorgungsunternehmen Rethmann und
Harald Isermeyer, der Bruder von Seehofers 
Chefberater Folkhard Isermeyer.
Mit der derzeitigen Verteilung der Gelder gibt 
es mehr Verlierer als Gewinner. Verlierer sind 
kleinere Betriebe, die ums Überleben kämpfen, 
die Umwelt, die unter den Folgen der Intensiv-
landwirtschaft leidet und die Kleinbauern in den
Entwicklungsländern, die mit den billigen, sub-
ventionierten Lebensmitteln aus der EU nicht 
konkurrieren können. Erst wenn Prämienzah-
lungen nach ökologischen und sozialen Krite-
rien effektiv qualifiziert werden, wird auch das 
Dumping mit seinen negativen Auswirkungen für 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern in Entwick-
lungsländern verringert werden.

Die Autorin ist Agrarreferentin bei Oxfam.

Weitere Informationen finden sich unter
www.wer-profitiert.de

I N T E R N A T I O N A L

Foto: Henriette Neef
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Selbstmordattentate, Bomben, kriminelle Übergriffe: fragt
man sich, was für die Zukunft Afghanistans Priorität hat,
so scheint die Antwort auf der Hand zu liegen – zunächst ein-
mal die Verbesserung der Sicherheitslage. Ein nicht geringer 
Teil der AfghanInnen bewertet dies offenbar anders. Auf die 
Frage nach den drei größten Herausforderungen und Proble-
men, die für die Zukunft gelöst werden müssen, antworten sie 
mit den Stichworten Wasserversorgung, Einkommensmöglich-
keiten, Gesundheitswesen, Wohnen, Bildung und Nahrung. 

Die Umfrage ist Teil der Datengrundlage des Berichts zu wirt-
schaftlichen und sozialen Menschenrechten in Afghanistan, 
der im Mai letzten Jahres von der Unabhängigen Afghanischen
Menschenrechtskommission herausgegeben wurde. Er deckt eine
breite Palette von Themen ab – darunter Nahrung, Kinderar-
beit, Land- und Eigentumstitel, Zugang zu Wasser, Gesundheit, 
Bildung sowie den Zugang zu Rechtsmitteln. Dem Bericht lie-
gen unter anderem fast 8.000 Interviews zugrunde, wobei die
Schwerpunkte zum einen auf den ländlichen Raum, zum ande-
ren auf besonders gefährdete Gruppen (Minoritäten, von Frauen 
geführte Haushalte, alte Menschen, RückkehrerInnen, intern 
Vertriebene und andere) gelegt wurden. 38 Prozent der Befrag-
ten sind Frauen. Damit ist die Studie nicht im statistischen Sin-
ne repräsentativ, wirft trotzdem aber vielfältige Schlaglichter 
auf die afghanische Lebensrealität.
So geben zum Beispiel fast 13 Prozent der Befragten an, 
von Entwicklungsprojekten – hauptsächlich in den Bereichen 
Wohnen und Landzugang – ausgeschlossen worden zu sein. 
Interessant auch die genannten Gründe, auf die der Ausschluss 
zurückgeführt wird. Gut 40 Prozent glauben, dies sei entweder 
durch Armut oder aufgrund einer nicht geleisteten Bestechung 
bedingt. Fast 19 Prozent führen ihre ethnische Zugehörigkeit 
an. Auch wenn die Antworten als Eigenwahrnehmung der Si-
tuation zu verstehen sind – und nicht zwingend die Realität 
widerspiegeln – sollten sie jede Entwicklungsorganisation doch 
zumindest aufhorchen lassen, denn fast alle Programme folgen 
dem Anspruch, sich gerade an die ärmsten und verletzlichsten 
Gruppen der Gesellschaft zu richten. Zumindest ein kritischer 
Blick auf die eigene Projektarbeit scheint angeraten.
Interessant auch die eingeschlagenen Lösungswege bei Konflik-
ten, die vor allem um Landtitel, Eigentums- und Wasser(nut-
zungs-)rechte auftreten. Zu fast 55 Prozent wurden in der Konflikt-
lösung traditionelle Institutionen wie „Shuras“, Ältestenräte oder
Mullahs angefragt, zu gut 38 Prozent wurden die Probleme an 
Regierungsvertreter, Gerichte oder die Polizei herangetragen.
Eben diese Institutionen – die Vertrauen in staatliche Akteure 
aufbauen sollten – scheinen zu versagen. Mit fast 58 Prozent 
führen sie die Liste der Personen an, die zur Problemlösung nichts 
beigetragen haben. 
Afghanistan hat den internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Menschenrechte 1983 ratifiziert.
Die Rechte auf Gesundheit und auf Bildung sind seit 2004 auch 
Bestandteil der Verfassung und damit im nationalen Rechtsweg 
einklagbar. Folglich schließt der Bericht der Unabhängigen
Afghanischen Menschenrechtskommis-sion auch mit einem 

Britta Schweighöfer

klaren Empfehlungsbündel an die Regie-
rung. Dazu zählen auch, die Verpflich-
tungen Afghanistans aus dem WSK-Pakt
zur Grundlage der „Nationalen Entwick-
lungsstrategie“ zu machen und Armut
als Verletzung von Menschenrechten an-
zuerkennen. Weiter werden eine verbes-
serte Datenerhebung, ein klares Ver-
ständnis darüber, wer die betroffenen 
Gruppen sind, Monitoring-Mechanis-
men und Berichterstattung angemahnt.
Auch die internationale Gemeinschaft 
wird hierbei unterstützend in die Pflicht 
genommen. 
Übrigens sagten über 80 Prozent der 
befragten AfghanInnen, dass sie positiv 
in die Zukunft blicken. Ob dieser optimis-
tische Blick gerechtfertigt ist, wird auch 
davon abhängen, ob die Wahrnehmung 
der westlichen Welt weiterhin um Si-
cherheitsfragen und Terrorismus kreist,
so wie vermutlich auch bald der deutsche 
Tornado über Südafghanistan.

Die Autorin ist Geschäftsführerin von
FIAN-Deutschland

Der volle Bericht „Economic and Social 
Rights in Afghanistan“ ist einsehbar 
unter
http://www.aihrc.org.af/indexeng.htm

I N T E R N A T I O N A L
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● Schätzungsweise 38 Prozent der 
ländlichen Haushalte (sechs Millio-
nen Menschen) sind von chronischem 
oder vorübergehendem Nahrungs-
mangel betroffen. 
● Viele davon sind von Frauen 
geführte Haushalte, Haushalte mit 
einer hohen Kinderzahl und/oder be-
hinderten Familienangehörigen und 
leben in Gebieten, die beschränkten 
Zugang zu Bewässerung, Märkten 
und Dienstleistungen haben. 
● Schätzungsweise 41 Prozent der 
Kinder unter fünf Jahren sind un-
terernährt. 
● Die Rate der Müttersterblichkeit ist 
eine der höchsten weltweit – 1.600 To-
desfälle auf 100.000 Geburten
● 42 Prozent der Befragten geben 
an, keinen Zugang zu ausreichendem 
und über 50 Prozent keinen Zugang 
zu sauberem Wasser zu haben 
● Über 60 Prozent der Befragten ge-
ben an, dass der Haushalt verschul-
det ist. Im Schnitt in der Höhe von 
sechs Jahreseinkommen.

Foto: Jesko Eisgruber



14 FoodFirst 1/07 15FoodFirst 1/07

Am Muttertag 2000 begann eine kleine Erfolgsgeschichte: FIAN-Öster-
reich stieg in die FLP-Blumenkampagne ein und konnte in der Floristen-
innung nach anfänglicher Skepsis bald das eine oder andere offene Ohr 
gewinnen. Die teilweise verheerenden Sozial- und Umweltbedingungen 
in der Schnittblumenindustrie wurden langsam zum Thema. Immer 
mehr Kundinnen und Kunden fragten in den Blumengeschäften nach 
besiegelten Rosen oder Nelken. Sogar die Organisatorin des Opernballs 
musste sich immer wieder mit uns auseinandersetzen. Einmal gelang 
es sogar, den Opernball mit besiegelten Blumen auszustatten. FLP bei 
FIAN-Ö hat damit Pionierarbeit zum Thema Menschenrechtsverletzun-
gen auf den Blumenplantagen des Südens (und auch in Europa) geleis-
tet. Die Gründung des Blumenlabels FFP von Seiten der Union Fleurs 
(Internationaler Handelsverband für Zierpflanzen) und der Einstieg 
von FairTrade mit gekennzeichneten Blumen in österreichischen Super-
marktketten zeugen davon. 

Allerdings geriet das Siegel FLP dadurch unter einen Konkurrenzdruck, dem es 
schwer standhalten kann. Seit dem Valentinstag 2006 gibt es in den Filialen 
der Billa und Spar Supermärkte Blumen mit dem FairTrade-Siegel. Es handelt 
sich dabei meist um kleinköpfige Rosen aus Kenia und Tansania. Mit dem Fair 
Trade Siegel haben Blumenproduzenten einen zusätzlichen Marktzugang, der 
auf Logistik, Marketing und Vertrieb von FairTrade aufbaut. FairTrade bedient 
einen Markt, der durch die Aufklärungsarbeit von FIAN aufbereitet worden 
war. KonsumentInnen haben nun den Vorteil, dass sie auch im Supermarkt 
um die Ecke faire Blumen beziehen können.
Die unerfreuliche Folge ist, dass sich die österreichische Entwicklungszu-
sammenarbeit im Herbst 2006 entschlossen hat, die Öffentlichkeits- und 
Bildungsarbeitarbeit rund um FLP nicht mehr zu fördern: FairTrade hat 
sich im Laufe der Jahre über eine ständig vergrößerte Produktpalette 
und ein weiterentwickeltes Vertriebssystem eine ungleich größere Markt-

Rückschlag für Blumenkampagne in Österreich

präsenz verschaffen können als FLP, das als Gütesiegel im Floristikfach-
handel immer noch besteht.
Seit die FairTrade Zertifizierungsorganisation FLO zwölf Punkte aus dem 
internationalen Verhaltenskodex für eine sozial- und umweltverträgli-
che Schnittblumenproduktion von FLP übernommen haben, werden die 
Inspektionen auf dem Blumenfarmen zwischen FLP und FLO gegenseitig 
anerkannt; die Zertifizierungen erfolgen weiterhin getrennt. Damit wurde 
erreicht, dass zertifizierungswillige ProduzentInnen nicht zweimal zur Kas-
se gebeten werden.
FLP bleibt weiterhin das faire Siegel im Floristik-Fachhandel. Die meisten FLP-
Farmen befinden sich in Ecuador und produzieren die  sogenannten Ecua-
dorrosen mit großen fleischigen Blütenköpfen. Insgesamt gibt es welt-
weit 52 FLP-Farmen, auf denen 12.000 Arbeiterinnen eine Fläche von 
1.000 Hektar bearbeiten. Die Geschäftsstelle befindet sich in Köln.
Wie sich das FFP, das Branchen-Gütesiegel für nachhaltig gezüchtete Blumen 
und Pflanzen, in Zukunft entwickeln wird, ist derzeit noch nicht abzusehen: 
Der Unabhängigkeit der Inspektionen und der Verleihung des Zertifikates 
wird dabei sicherlich höchste Aufmerksamkeit gewidmet werden müssen.
Die Schnittblumenindustrie wird vor allem in Afrika in immer mehr Län-
dern als Exportsektor mit hohem Gewinnpotential entdeckt. Uganda und 
zuletzt Äthiopien setzen auf Blumen für den europäischen Markt. Und in 
den Blumenfarmen herrschen dieselben Kinderkrankheiten, wie in den 
Pionierländern: ArbeiterInnen werden giftigen Pestiziden ausgesetzt und 
die Umweltstandards sind gering. Für die FLP-Kampagne gibt es also noch 
ein weites Betätigungsfeld. 

Die Autorinnen betreuen die Blumenkampagne bei FIAN Österreich.

Nähere Informationen zu FLP finden Sie unter www.fairflowers.de, ein 
Verzeichnis der österreichischen FLP-HändlerInnen unter www.fian.at.

Lisa Sterzinger/Margot Fassler

Anzeige

I N T E R N A T I O N A L

Anzeige

Wien: Menschenrechtstraining für NRO-MitarbeiterInnen 

Das Programm ist als ein kontinuierlicher Prozess in drei Phasen kon-
zipiert, durch den die TeilnehmerInnen  einen professionellen Umgang 
mit Menschenrechten (insbesondere WSK-Rechten) entwickeln.

Phase 1: Seminare
19./20. April 2007 und  14./15. Juni 2007

Phase 2: Fallstudien/Länderstudien
Juni 2007 bis November 2007

Phase 3: Studientag – Abschluss
Dezember 2007

Ausführliche Informationen zu den einzelnen Phasen, Zielen,
Inhalten und ReferentInnen finden Sie unter www.fian.at, sowie bei
FIAN-Sektion Österreich,
Laudongasse 40, A-1180 Wien
Tel. +43/01/40 555 15-316
Projektleitung: DI Gertrude Klaffenböck,
Gertrude.Klaffenboeck@oneworld.at.
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Gerade im Zusammenhang mit den Freiwilligen Leitlinien für die 
schrittweise Umsetzung des Rechts auf Nahrung sind viele gute 
und positive Worte gefallen und Regierungen haben sich dafür 
stark gemacht, das Recht auf Nahrung zu fördern und in die Rea-
lität umzusetzen. Jetzt müssen wir sie beim Wort nehmen – oder 
aber öffentlich machen, wie beschämend die Wirklichkeit hinter 
den Versprechungen zurückbleibt. 
Drittens müssen wir unsere Öffentlichkeits- und Informations-
arbeit stärken. Es reicht nicht Informationen zu haben, wir müs-
sen sie zugänglich machen für die Menschen, die sie dringend in 
ihrem Kampf brauchen. 

Du bist gerade von Brasilien nach Deutschland umgezogen. 
Woran denkst Du beim Stichwort „Deutschland“ zuerst? 
Oh, da fällt mir vieles ein. Mein Großvater war Deutscher und ich
bin mit Geschichten über Deutschland aufgewachsen. Die meis-
ten meiner Verwandten sind in der Bombardierung Dresdens 
am Ende des 2. Weltkriegs ums Leben gekommen. Ich werde 
sie also nicht besuchen können. Wie dem auch sei, ich denke, 
ich werde die deutsche Musik und die Philosophie mögen –
und natürlich das Bier. 

Wie siehst Du selbst Deinen Einstieg bei FIAN? Was ist Dir wichtig?
Ich liebe die Arbeit, die ich hier tun kann und ich komme mit 
einer Menge Energie. Die will ich einsetzen, um FIAN voran zu 
bringen und um FIAN zu einer weltweit anerkannten Referenz zu 
machen – für den Kampf um das Recht auf Nahrung, aber auch für 
den Kampf für eine neue, wirklich andere Welt. Ich glaube, sie ist 
greifbar. Vielleicht nicht gleich, ganz sicher aber für unsere Kinder 
oder Enkel. Wichtig ist, dass wir den Weg dahin bereiten. Gewis-
sermaßen ist es doch so, wenn wir uns engagieren, dann leben wir 
bereits ein Stück weit in dieser neuen Welt. 

Seit dem 1. Februar hat FIAN-Inter-
national einen neuen Generalsekretär.
Wir freuen uns Flavio Valente für diese 
Position gewonnen zu haben. Das Inter-
view führte Britta Schweighöfer.

Flavio, wie bist Du zu Deinem Engage-
ment für Menschenrechte und speziell 
für das Recht auf Nahrung gekommen?
Ich bin Arzt, mit einem Abschluss in 
Ernährung und öffentlichem Gesundheits-
wesen. Daher habe ich mich schon lange 
mit Fragen rund um das Thema Nahrung 
beschäftigt. Fast 20 Jahre lang habe ich 
an der Universität gelehrt und war gleich-
zeitig im Bereich Arbeitnehmergesundheit 
als Berater für Gewerkschaften tätig. Da-
bei war ich immer auch selbst als Gewerk-
schaftler aktiv. Es ging mir von jeher auch 
um die Umsetzung. 
Mit dem Recht auf Nahrung habe ich
mich seit ungefähr 15 Jahren beschäftigt.
Ich denke, Menschenrechte sind das his-
torische und soziale Resultat eines langen 
Kampfes. Es ist der Kampf unterdrückter 
und diskriminierter Menschen gegen diese 
Unterdrückung. Deshalb sind Menschen-
rechte auch heute ein einmaliges und 
schlagkräftiges Instrument der Diskrimi-
nierten, das ihnen die Möglichkeit gibt, 
ihre Rechte gegenüber dem Staat und dem 
System überhaupt geltend zu machen. 
Hunger und Unterernährung in der Welt 
zu beenden – das kann nur geschehen, 
indem die globalen Machtstrukturen als 
solche verändert werden. Menschenrechte 
und FIAN, das sind zentrale Komponenten 
in diesem Kampf. 

Was glaubst Du sind die größten Her-
ausforderungen für die Umsetzung des 
Rechts auf Nahrung – sagen wir in den 
nächsten drei bis fünf Jahren?
Erstens müssen wir Verletzungen des Rechts 
auf Nahrung sichtbar machen – im Süden, 
Osten wie auch im Norden. Die wirkliche 
Herausforderung besteht dann darin, die 
Wahrnehmung zu verändern. Diese Verlet-
zungen müssen weltweit gesehen werden 
als Skandal, als absolut inakzeptabel. 
Kinder sollten nicht verhungern. Und sie 
sollten nicht dazu gezwungen sein „junk 
food“ zu essen, um Profite zu sichern. 
Zweitens müssen wir unsere Regierungen 
zwingen, ihre Versprechungen einzulösen. 

Interview

Flavio Valente:
Mit FIAN unterwegs in eine neue Welt

O R G A N I S A T I O N

Vorstandwahlen 2007

Auf der diesjährigen FIAN-Jahresver-
sammlung vom 11. bis 13. Mai 2007
stehen auch Wahlen zum Vorstand
und zu den internationalen Dele-
gierten an. Wer sich für eine Kandi-
datur interessiert oder jemanden vor-
schlagen möchte, wendet sich bitte
an Britta Schweighöfer,
b.schweighoefer@fian.de.
Fragen zu den verschiedenen Ämtern 
beantwortet natürlich auch direkt der 
jetzige Vorstand. Die Vorstandsmitglie-
der sind zu erreichen unter: 

Markus Greiling (1. Vorsitzender):
m.greiling@fian.de

Joahnnes Brandstäter (2. Vorsitzender):
j.brandstaeter@fian.de

Heiko Hansen (Schatzmeister):
h.hansen@fian.de

Rainer Kubach (Beisitzer):
r.kubach@fian.de

Lisa Lenz (Beisitzerin,
Internationale  Delegierte):
l.lenz@fian.de

Kristina Roepstorff (Beisitzerin): 
k.roepstorff@fian.de

Wolfgang Sterk (Beisitzer): 
w.sterk@fian.de

 Foto: Jesko Eisgruber
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In seiner neuesten Broschüre Blühende Zukunft? zeigt FIAN 
die Verletzung von Kinderrechten durch die Blumenproduk-
tion auf. Anlass dazu gaben Studien der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) zu Kinderarbeit auf Blumenplan-
tagen in Lateinamerika und Afrika sowie aktuelle Berichte 
aus Blumen produzierenden Ländern des Südens.

Etwa 65 Prozent der Schnittblumen, die jährlich (aus Nicht-EU-
Ländern) nach Deutschland importiert werden, kommen aus 
Afrika und Lateinamerika. Kolumbien, Ecuador, Kenia, Tansania 
und Zimbabwe gehören aufgrund ihrer günstigen klimatischen 
Voraussetzungen seit geraumer Zeit zu den Hauptproduzenten 
von Schnittblumen. Niedrige Lohnkosten und eine geringe Re-
gulierung der Unternehmenstätigkeiten haben zu einer stetig 
ansteigenden Produktionsverlagerung von Schnittblumen in die 
Länder um den Äquator geführt.

Kleine Hände schuften für den großen Gewinn

Kinderarbeit steht – insbesondere in Lateinamerika – nach wie 
vor auf der Tagesordnung vieler Blumenfarmen. Die ILO schätzte 
im Jahr 2002, dass durchschnittlich 20 Prozent der Blumenarbei-
terInnen Kolumbiens und Ecuadors minderjährig sind. Kinder, die 
zum Teil nicht älter als sieben Jahre sind, müssen oftmals ebenso 
anstrengende und gefährliche Arbeiten verrichten wie Erwach-
sene: Der Bau von Treibhäusern, die Desinfektion der Pflanzen 
und die Bearbeitung sowie Pflege der Böden mit hochgiftigen 
Chemikalien haben zum Teil verheerende Auswirkungen auf die 
physische und psychische Entwicklung der Kinder. 

Blühende Geschäfte auf dem Rücken der Kinder

Verena Albert 

Aber auch indirekt leiden Kinder unter 
den Arbeitsbedingungen, die auf vielen 
Blumenfarmen vorherrschen: um im 
steigenden Konkurrenzkampf bestehen 
zu können, erhöhen die Farmen das Ar-
beitspensum für die BlumenarbeiterIn-
nen stetig. Wer das tägliche vorgegebene 
Pensum nicht schafft, muss unbezahlte 
Überstunden oder Lohnkürzungen in Kauf
nehmen. Die Folge: viele der Arbeite-
rInnen arbeiten täglich 12 bis 14 Stun-
den an sechs Tagen der Woche. Auf-
grund fehlender Kinderbetreuung auf
den Blumenplantagen bleibt insbeson-
dere allein erziehenden Müttern oft nur 
die Möglichkeit, ihre Kinder alleine zu 
Hause zurückzulassen. 
Unterernährung, unzureichende gesund-
heitliche Versorgung sowie ein Mangel 
an persönlicher Zuwendung sind häu-
fige Konsequenzen, welche die soziale 
Entwicklung der Kinder stark beein-
trächtigen. Ein unregelmäßiger oder 
nicht stattfindender Schulbesuch führt 
dazu, dass sich der Teufelskreis schließt: 
Kinder ohne ausreichende Schulbildung 
werden später kaum eine qualifizierte 
Arbeit finden, mit der sie ihren Lebens-
unterhalt bestreiten können. 

Kinderrechte – leere Versprechungen?

Kinder haben Rechte – viele Rechte.
So steht es zumindest im internationa-
len Sozial- und Zivilpakt, in der Kinder-
rechtskonvention und in den ILO-Kon-
ventionen. Diese Abkommen beinhalten 
unter anderem das Recht auf Nahrung, 
Gesundheit und auf Bildung. Sie ent-
halten Versorgungs- und Schutzrechte, 
kulturelle Rechte und das Recht auf 
Schutz vor wirtschaftlicher Ausbeutung. 
Ecuador und Kolumbien haben alle hier 
aufgeführten Rechtsabkommen ratifi-
ziert.
Durch die oben beschriebenen Arbeits-
bedingungen in der Blumenproduktion 
werden allerdings eine Vielzahl dieser 
Kinderrechte – direkt wie indirekt –
verletzt. Ein fehlendes individuelles Kla-
gerecht, eine unzulängliche Kontrolle 
der Einhaltung nationaler Gesetze sowie 
Defizite in der staatlichen Justiz führen 
dazu, dass Kinderrechte durch die Blu-
menproduktion nach wie vor verletzt 
werden. 

FLP-Blumen garantieren Schutz

Blumenfarmen, die mit einem FLP-Sie-
gel ausgezeichnet werden, müssen sich 
strikt an einen Verhaltenskodex halten, 
der seinerseits auf den internationalen 
Menschenrechtspakten, den Konventio-
nen der ILO sowie international gültigen 
Umweltstandards basiert. Unabhängige 
Kontrollen auf den Blumenfarmen ga-
rantieren eine zuverlässige Einhaltung 
des Verhaltenkodex´. 
Ausbeuterische Kinderarbeit ist auf FLP-
zertifizierten Farmen untersagt. Kinder 
unter 15 Jahren dürfen überhaupt nicht 
auf den Farmen arbeiten. Die maximale 
Regelarbeitszeit für alle ArbeiterInnen 
beträgt 48 Stunden pro Woche. Diese Re-
gelungen sowie die Zahlung Existenz 
sichernder Löhne gestatten es den Blu-
menarbeiterinnen, wesentlich mehr Zeit
für die persönliche Betreuung ihrer Kin-
der zu haben und nicht weiterhin auf 
einen Zuverdienst durch Kinderarbeit 
angewiesen zu sein.

Die Autorin ist Mitverfasserin der Broschüre Blühen-
de Zukunft?. Bestellmöglichkeiten s. Seite 19.

O R G A N I S A T I O N FoodFirst 1/07

Foto: Jesko Eisgruber
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Netzwerk für Unternehmensverantwortung gegründet

17FoodFirst 1/07

Seit 2004 habe ich an über 70 FIAN-Eilaktionen teilgenommen 
und in dieser Zeit recht viele Briefe, Faxe und E-Mails geschrieben. 
Briefe sind kostenmäßig am ungünstigsten (mindestens 1,70 ), 
Faxkosten können mit den preiswerten Vorwahlen (www.billiger-
telefonieren.de) erheblich reduziert werden. E-Mails zu schicken, 
war mir die einfachste und daher sympathischste Lösung, aber ich 
verstehe, wie mir FIAN erklärt hat, dass E-Mails bei Regierungs-
stellen nicht so viel Gewicht haben wie Briefe oder Faxe.
Natürlich habe auch ich viel Ärger mit dem Anwählen der Faxnum-
mern gehabt. Je nach Uhrzeit waren die Geräte nicht eingeschal-
tet bzw. es meldete sich eine Telefonstimme oder ein Anrufbeant-
worter. Ich muss allerdings auch sagen, dass, vor allem im Anfang, 
die uns aufgegebenen Nummern nicht immer korrekt waren.
Vom Erfolg meiner Arbeit habe ich persönlich nicht viel gemerkt, 
in der ganzen Zeit habe ich zu Hause nur 3 bis 4 Briefantworten er-
halten, aber eine gewisse Befriedigung waren immer die Infos von 
FIAN, bei denen von den einzelnen Projekten berichtet wurde.
Abschließend möchte ich noch erwähnen, dass ich mich vor zwei 
Jahren direkt an Jean Ziegler in Genf gewandt habe, um ihn zu 
fragen, was ich seines Erachtens als Einzelperson gegen den Hun-
ger in der Welt unternehmen könnte. Er hat mir sehr schnell und 
handschriftlich geantwortet: „Werden Sie Mitglied bei FIAN!“
Tom A. Plange, Düsseldorf

An
ze

ig
e

Im September 2006 hat sich ein neues NRO-Netzwerk in Deutschland gegründet: 
Corporate Accountability, kurz CorA, tritt für die Einführung verbindlicher Regeln für 
Unternehmen ein (siehe www.cora-netz.de). FIAN gehört zu den Erstunterzeichnern der 
Gründungserklärung, der sich inzwischen über 30 NROs angeschlossen haben. Darin for-
dern die Mitglieder: Rechenschafts- und Publizitätspflichten für Unternehmen, Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen nur an Unternehmen, die nachweislich Menschenrechte und 
internationale Umweltschutzrichtlinien erfüllen, Verankerung von Unternehmenspflich-
ten in internationalen Wirtschaftsabkommen und bei der Wirtschaftsförderung, gerech-
te Unternehmensbesteuerung zum Nutzen der Gesellschaft, wirksame Sanktionen und 
Haftungsregeln für Unternehmen, Stärkung der Produktverantwortung und Förderung 
zukunftsfähiger Konsum- und Produktionsmuster. 
Die Gründung des Netzwerks basiert auf der Erfahrung, dass die freiwilligen Verhal-
tenskodizes und Selbstverpflichtungen von Unternehmen zur Beachtung international 
anerkannter Arbeits- und Umweltstandards bisher nicht zu einer breiten Durchsetzung 
dieser Normen geführt haben. CorA fordert daher in Einklang mit dem Entwicklungs-
programm der UNO eine stärkere politische Steuerung von Unternehmen. CorA konzen-
triert seine Arbeit zunächst auf drei Punkte: Einführung von Rechenschaftspflichten 
für Unternehmen, Regeln zum kommunalen und staatlichen Beschaffungswesen und 
Unternehmensbesteuerung zum Nutzen der Gesellschaft. Das Netzwerk forderte am Tag 
der Menschenrechte gemeinsam mit dem Forum Menschenrechte verbindliche Regeln 
für transnationale Unternehmen ein. Es animiert die Vereinten Nationen zu einer Wie-
derbelebung der Diskussion über die Normen zur Unternehmensverantwortung, deren 
Verabschiedung am Widerstand vieler Regierungen bisher gescheitert ist.

Leserbrief: Teilnahme an Eilaktionen

Gertrud Falk
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Seit wenigen Jahren arbeitet FIAN zum Konzept des Grundnahrungsein-
kommens. Dabei handelt es sich um eine universelle Geldzahlung an jede 
und jeden, um den Zugang zu Nahrung zu garantieren. Das mag manche 
überraschen – setzt sich FIAN doch seit langem vor allem für das Recht sich 
(selbst) zu ernähren ein. FIAN hat ja dazu beigetragen, dass der Zugang 
zu nahrungsproduktiven Ressourcen im internationalen Recht als Teil des 
Menschenrechts auf Nahrung gesehen wird. 
Kai Ehlers geht in seinem Buch Grundeinkommen für alle – Sprungbrett in die 
integrierte Gesellschaft den umgekehrten Weg. Ausgehend von der Erläute-
rung des bedingungslosen Grundeinkommens gelangt er zur Stärkung von 
„entwickelten Selbstversorgungsgemeinschaften“ als Alternative zur totalen 
Abhängigkeit von der Lohnarbeit bzw. vom Staat. Besonders interessant ist, 
dass er nicht von den ländlich-bäuerlichen Regionen des globalen Südens 
her denkt, sondern von der Situation in Europa – einschließlich Russlands. 
Ehlers stellt die ökologischen und sozialen Grenzen der kapitalistischen Wirt-
schaftsweise dar und die Krise der (schwindenden) Lohnarbeit. Vor diesem 
Hintergrund könne die Produktion in (freiwilligen) Selbstversorgungs-Ge-
meinschaften als Chance begriffen werden – für Freiheit, Menschlichkeit und 
Lebensqualität. Er entwirft das Zukunftsbild einer integrierten Gesellschaft, 
beruhend auf Grundeinkommen, Grundversorgungsgemeinschaft und Eigen-
arbeit. Eigenarbeit ist ins Belieben der Person gestellt: Sie kann Lohnarbeit 
sein für ein Zusatzeinkommen – oder auch Hobby.
Ein besonderer Reiz des Buches liegt in der Mischung von Gedankenübung, 
historischer Perspektive und gelebtem Projekt: Ob es sich um die Frage 
nach den Überlebensstrategien im postsowjetischen Russland handelt 
(und was Hartz IV-Empfänger daraus lernen könnten) oder um interessan-
te Querverbindungen zwischen Marx, Steiner, Gesell oder Bergmann – oder 
um Verbrauchergemeinschaften, Netzwerke von Demeterhöfen oder global 
villages. Wer darüber nachdenkt, wie das Recht, sich selbst zu ernähren, in 
Zukunft in Europa aussehen könnte, wird das Buch mit Gewinn lesen.

Kai Ehlers:
Grundeinkommen für alle – Sprungbrett in
eine integrierte Gesellschaft,
Pforte Verlag Dornach 2006, 218 Seiten, 14,– €

Kai Ehlers: Grundeinkommen für alle

„Die Arbeit gefällt mir,“ sagt der zwölfjährige Joel, „weil ich gut Geld 
verdiene. Mein Vater hat uns vor Jahren verlassen, deshalb müssen wir 
Geschwister unserer Mutter helfen“. Joel durchschlägt die Zuckerrohre mit 
einer schweren Machete. In dem rußverschmierten Gesicht glänzen die 
Zähne und Augen wie weiße Punkte auf schwarzem Grund. 
Bouekes Streifzüge führen ihn zu den einfachen Leuten – und zugleich 
zu den großen Themen. Er interviewt die Arbeiterinnen in den Blumen-
plantagen genauso wie die Fischer ohne Fang, die von der industriellen 
Garnelenzucht bedroht sind. Er blickt auf die Kaffeekrise, auf Landkon-
flikte, auf die zerstörerischen Folgen der Erdölförderung im Urwald. Der 
O-Ton der Leute wird nicht auf einen Halbsatz reduziert. Die Reportagen 
entstehen ganz nah an der Wirklichkeit. Auch wenn der journalistisch 
distanzierte Blick Distanz schafft, aus dem Standpunkt des Beobachters 
die oft abenteuerlichen und pittoresken Umgebungen skizziert werden, es 
wird auf jeder Seite dieses Buches klar, was Boueke wirklich interessiert:
die Wirklichkeit der einfachen Leute, und er beschreibt sie glänzend, gera-
de indem er sie selbst zu Wort kommen lässt. 
Dass ihn seine journalistischen Streifzüge selbst ins Schussfeld der Dro-
hungen geführt haben, verwundert kaum. Wer so schreibt, macht sich 
nicht nur Freunde in diesem Land, das auch zehn Jahre nach Kriegsende 
noch nach Frieden sucht. Besonders eindrucksvoll wird es, wenn er wie 
im Fall der Erdölförderung oder dem Landkonflikt Los Cimientos dran 
bleibt, nach Jahren wiederkommt und nachsieht, was geschehen ist. 
Dann wird aus der Momentaufnahme eine Langzeitreportage, illustrie-
ren sich Geschichten von Menschen, die sich wehren, die für ihre Rechte 
kämpfen. Das macht das Buch für all jene interessant, die sich für die 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte interessieren. Boueke 
beschreibt am Beispiel Guatemala, wie es wirklich aussieht. Und gerade 
so gelingt ihm ohne Appell oder Pathos eine facettenreiche Inspiration 
zum Engagement.

Andreas Boueke:
Guatemala – Journalistische Streifzüge,
Horlemann 2006, 248 Seiten, 12,90 €

O R G A N I S A T I O N

Rolf Künnemann

Neue FIAN-Publikationen zu Guatemala: 

Hunger und Armut beseitigen – Versprechen und Wirklichkeit
Eine Studie von FIAN-Österreich zur Umsetzung der Milleniumsziele und der dramatischen Realität der Ernährungssicherheit am Beispiel Guatemala.
Redaktion Christina Buczko und Theresa Stourzh, DIN A4, 38 Seiten, 2006, Preis: 4,– €, Bezug über FIAN-Österreich: fian-oe@oneworld.at

Frauen gewinnen Land
Landbesitz, eine Empowermentstrategie für indigene Frauen in Guatemala? 
Die Studie der Politikwissenschaftlerin Archana Krishnamurthy richtet ihren Blick auf die guatemaltekische Realität und auf die massive Exklusion 
der indigenen Frauen von Landbesitz. Auf der Grundlage konkreter Fälle werden Erfahrungen mit unterschiedlichen Landprogrammen beschrieben 
und aufgezeigt, inwiefern Frauen daran teilhaben können. Die zentrale Frage der Studie ist, ob der Zugang zu Land einen wichtigen Beitrag zum 
Empowerment von indigenen Landfrauen darstellt. Die deutschsprachige Version der Studie finden Sie zum download auf www.fian.de.

Ganz nah dran: Andreas Bouekes
Journalistische Streifzüge durch Guatemala

Martin Wolpold-Bosien
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hat mich als Mitglied geworben!
Bitte schicken Sie ihm/ihr folgendes Poster zu:

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Tel.

Bitte
ausreichend 
frankieren!



63 cm x 43 cm,
schwarz-weiss

63 cm x 43 cm,
farbig

Blühende Zukunft? 
Verletzung von Kin-
derrechten durch 
die Blumenindus-
trie
Farbig gestaltete Bro-
schüre mit einem Über-
blick über Kinderrech-

te, ausbeuterische Kinderarbeit in der 
Blumenindustrie, positiven Beispielen und
Alternativen. DIN A 5, 20 Seiten, Dezem-
ber 2006, Bestellnummer d23, 3,– €

Menschenrechte 
zweiter Klasse? 
Nahrung, Gesund-
heit, Bildung, faire
Arbeitsbedin-
gungen
Eine Dokumentation 
zur Podiumsveranstal-

tung über den „Internationalen Pakt über 
Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle
Rechte“ vom Mai 2006, mit Beiträgen zu 
den verschiedenen WSK-Rechten, DIN A 4, 
36 Seiten, Bestellnummer b19, 4,50 €

Lebenselixier Wasser –
ein Menschenrecht für 
alle
Farbig gestalteter Flyer mit 
einem kurzen Überblick zum
Menschenrecht auf Wasser 
und den Zielen FIANs; mit 
Informationen über Men-

schenrechtsverletzungen und wirksame 
Gegenmaßnahmen bei Verletzung des 
Rechts auf Wasser. Hrsg.: FIAN gemein-
sam mit Aktuelles Forum NRW, Faltblatt 
DIN lang, 8 Seiten, 2007, Bestellnummer 
h16, 0,05 €

Neue Aufsteller
Motiv 1: Hunger? –
Nahrung ist ein 
Menschenrecht und
Motiv 2: Die Nah-
rung des Menschen 
ist unantastbar.
Attraktive, farbig ge-
staltete Rollup-Auf-
steller zur Verwen-
dung bei Infoständen, 
Veranstaltungen etc., 
aufgestellte Höhe ca. 

Personalia

FIAN-Deutschland e. V.
Düppelstraße 9-11
50679 Köln

Neue Publikationen

In eigener Sache

Liebe Mitglieder und AbonnentInnen!

Um dem jeweiligen Schwerpunktthema des FOODFirst mehr Raum geben und Sie umfassender infor-
mieren zu können, haben wir ab 2007 die Seitenzahl des Magazins auf 20 Seiten erhöht (dazu kommt 
noch der variable Serviceteil in der Heftmitte). Zugleich stellen wir die Erscheinungsweise auf drei Mal 
jährlich um. Das hält die Kosten und die Abonnementpreise stabil. Wir hoffen, unseren Leserinnen und 
Lesern durch diese Umstrukturierung mehr Qualität bieten zu können und wünschen Ihnen weiterhin 
eine informative Lektüre.

Die Redaktion

In der FIAN-Geschäftsstelle in Köln hat es einige personelle 
Veränderungen gegeben. Sara Malangeri, bislang zuständig für 
die Datenbank und den Versand, hat uns Ende Dezember nach 
3-jähriger Mitarbeit verlassen, um nach Abschluss ihres Studi-
ums eine neue Stelle anzutreten. Vorstand und Team danken ihr 
herzlich für ihre Unterstützung und wünschen alles Gute für die 
Zukunft! Ihre Aufgaben hat Verena Albert übernommen, sie ist 
zu erreichen unter der E-Mail-Adresse v.albert@fian.de und der 
Telefonnummer 0221/2975506.
Seit Februar 2007 gehört zudem Roman Herre zum Team der 
Geschäftsstelle, er übernimmt von Armin Paasch den Bereich 
Agrarreform und ist zu erreichen unter der E-Mail-Adresse 
r.herre@fian.de und der Telefonnummer 0221/4229466.

1,90 m, Breite ca.
0,85 m mit Versand im 
handlichen Alugehäu-
se mit integrierter Auf-
stellvorrichtung, Pa-
ketmaß ca. 100 x 15 
x 15 cm.
Nur Verleih, gegen Por-
to- und Verpackungs-
kosten von jeweils ca. 
8,– €.
Termin und Modali-
täten bitte mit der

FIAN-Geschäftsstelle absprechen! Bestell-
nummer i10a (Motiv 1) und i10b (Motiv 2)
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Ist Ihre Anschrift noch aktuell?
Teilen Sie uns Änderungen
bitte rechtzeitig mit!

Unser Spendenkonto:
FIAN-Deutschland e. V.
GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum
Konto 4000 4444 00
BLZ 430 609 67

Für Österreich:
FIAN-Österreich
Laudongasse 40
1080 Wien
Tel. 01-4055515
Fax 01-4055519
www.fian.at

Spendenkonto:
PSK-Bank
Konto 76 19 580
BLZ  60 00

Termine

FIAN-Jahresversammlung
Die diesjährige FIAN-Jahresversammlung
findet vom
11. bis 13. Mai 2007 in Würzburg
(Schönstattzentrum Marienhöhe) statt.

Der Programmteil widmet sich dem Thema
„Rhetorik oder neues Denken?
Menschenrechtspolitik in der Weltbank” 
Zudem stehen in diesem Jahr Wahlen zum Vor-
stand an, beachten Sie hierzu auch den Hinweis 
auf Seite 15. Das ausführliche Programm sowie 
einen Anmeldebogen finden Sie im Innenteil.

Evangelischer Kirchentag
6. bis 10. Juni 2007 in Köln
FIAN ist mit einem Stand auf dem Markt der 
Möglichkeiten vertreten.

Termine im Rahmen von Gerechtigkeit Jetzt!
WTO – Weltweit Taube Ohren

Viertes Kölner Handelsforum:
Gebt 8! – Was bringt der G8-Gipfel den Ent-
wicklungsländern?
30. Mai 2007, Köln, Domforum

Regionalkonferenz Lübeck
28. April 2007, Lübeck

Aktionen zum G8-Gipfel
2. Juni 2007, Großpuppen auf der Internatio-
nalen Großdemonstration

Mehr Infos bei 
Gerechtigkeit Jetzt!
Tel. 0228/3681010
info@gerechtigkeit-jetzt.de

Mitglieder werben
Mitglieder!

Wer könnte besser dafür werben, bei 
FIAN Mitglied zu werden, als unsere 
Mitglieder selbst?
Für jedes neu geworbene Mitglied 
gibt es ein Poster als Dankeschön, 
nutzen Sie die dazu nebenstehende 
Postkarte!


